
Aufwandes von personeller Kraft nur einen unwesent­
lichen Beitrag zur Gestaltung unserer Rechtseinheit 
hätte liefern können.

Aus der besonderen Stellung des Generalstaats­
anwalts im Kassationsverfahren ergab sich die Not­
wendigkeit, für das Kassationsverfahren von der An­
wendung der prozessualen Bestimmungen des Revi­
sionsverfahrens abzusehen, die Bestandteil eines von 
den Interessen der Parteien getragenen Verfahrens sind. 
Der Generalstaatsanwalt ist im Kassationsverfahren 
nicht Beteiligter oder gar Partei, sondern Vertreter des 
staatlichen Interesses, das ausschließlich die Beseitigung 
eines fehlerhaften Urteils fordert. Er unterstützt in 
dem Kassationsverfahren, das ein rechtskräftiges Zivil­
urteil zum Gegenstand hat, nicht eine der Parteien, 
sondern verfolgt die Beseitigung einer fehlerhaften 
Entscheidung, weil diese dem Gesetz oder der Gerech­
tigkeit in grobem Maße widerspricht. In gleicher Weise 
ist er im strafrechtlichen Kassationsverfahren tätig, 
auch hier verfolgt er die Beseitigung der fehlerhaften 
Entscheidung, ohne Rücksicht darauf, ob damit eine 
Besserstellung oder Schlechterstellung für den An­
geklagten verbunden ist. Das tritt am sinnfälligsten in 
den nicht seltenen Bällen in Erscheinung, in denen er 
die Kassation des Urteils im Interesse der demokra­
tischen Rechtsentwicklung beantragt, und in denen der 
Strafanspruch des Staates aus praktischen Gründen 
nicht mehr verwirklicht werden kann. Aus dieser 
Funktion des Generalstaatsanwalts im Kassations­
verfahren ergibt sich, daß die Beteiligten im Straf­
verfahren und die Parteien im Zivilverfahren auf ihre 
Stellung verzichten müssen, die sie in den einzelnen 
Instanzen des ordentlichen Verfahrens auf Grund der 
gesetzlichen Bestimmungen innehaben. Gleichwohl sind 
sie von der Mitwirkung im Verfahren nicht aus­
geschlossen, da die Entscheidung stets in mündlicher 
Verhandlung gefunden wird. Ihre prozessualen Rechte 
beschränken sich aber lediglich auf den Fragenkom­
plex, den das Kassationsbegehren des Generalstaats­
anwalts unmittelbar zum Gegenstand hat. Neues Vor­
bringen tatsächlicher Art findet in dem Kassations­
verfahren grundsätzlich keine Berücksichtigung, da 
sonst das Verfahren zu einer zweiten Berufungsinstanz 
werden würde. Die Parteien und der Angeklagte wer­
den durch diese Beschränkung trotz ihres selbstver­
ständlichen Interesses an der Aufrechterhaltung oder 
Beseitigung des mit dem Kassationsantrage angegriffe­
nen Urteils nicht beschwert, weil ihnen die Möglichkeit 
offen bleibt, nach der Zurückverweisung des Ver­
fahrens vor dem damit befaßten Gericht im ordent­
lichen Verfahren alle prozessualen Rechte geltend zu 
machen. Das Kassationsgericht wird, abgesehen von 
den wenigen Fällen, in denen mit der Aufhebung des 
Urteils die Entscheidung bereits feststeht, stets zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung an ein niederes 
Gericht zurückverweisen und nicht selbst in der Sache 
erkennen. In Strafsachen wird die Entscheidung in der 
Sache selbst nur dann zu rechtfertigen sein, wenn z. B. 
die. tatsächlichen Feststellungen des angefochtenen 
Urteils dazu ausreichen, um den Angeklagten frei­
zusprechen oder das Verfahren einzustellen oder wenn 
das Gesetz zwingend die Verhängung einer Mindest­
strafe oder einer Nebenstrafe verlangt, deren Aus­
spruch in dem angefochtenen Urteil unterblieben ist. 
Ebenso können keine Bedenken dagegen bestehen, daß 
das Kassationsgericht in Zivilsachen in der Sache 
selbst entscheidet, wenn die Aufhebung wegen der 
Unzuständigkeit des Gerichts oder wegen der Unzu­
lässigkeit des Rechtsweges erfolgt. Von der im § 565 
Abs. 3 Ziffer 1 ZPO für die Revision gegebenen Mög­
lichkeit eigener Sachentscheidung bei Entscheidungs­
reife des Sachverhalts wird das Kassationsgericht nur 
in Ausnahmefällen Gebrauch machen, in denen keine 
Beschneidung der prozessualen Rechte der Parteien zu 
befürchten ist.

Es erscheint noch notwendig, das Verhältnis der 
Kassation zur Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 359 ff. 
StPO und § '570 ff. ZPO) zu untersuchen. Die Wieder­
aufnahme des Verfahrens kann das Kassationsver­
fahren nicht ersetzen. Abgesehen von dem sehr viel 
weiteren Rahmen, in dem ein rechtskräftiges Urteil 
durch die Kassation angegriffen werden kann, ist die 
Zweckbestimmung dieser beiden prozessualen Ein­

richtungen zur Beseitigung eines rechtskräftigen Urteils 
völlig verschieden. Während das Wiederaufnahmever­
fahren von Fehlern im tatsächlichen Unterbau eines 
Urteils ausgeht, die durch eine neue Beweisaufnahme 
beseitigt werden müssen, beschränkt sich das Kassa­
tionsverfahren in den weitaus meisten Fällen auf eine 
Überprüfung des Urteils unter Beibehaltung seiner tat­
sächlichen Feststellungen. Aus dieser Verschieden­
artigkeit des rechtlichen Charakters der Kassation und 
der Wiederaufnahme ergibt sich, daß die Kassation auch 
in den Fällen zugelassen werden muß, in denen die Vor­
aussetzungen für die Wiederaufnahme des Verfahrens 
gegeben sind. Die Entscheidung der Frage, welches 
dieser Verfahren durchzuführen ist, liegt in der Hand 
des Generalstaatsanwalts.

Wegen einer nicht zu leugnenden äußeren Ähnlich­
keit wird das Kassationsverfahren gelegentlich mit der 
Nichtigkeitsbeschwerde des § 34 der nazistischen Ver­
ordnung über die Zuständigkeit der Strafgerichte, 
Sondergerichte und sonstige Vorschriften vom 21. Fe­
bruar 1940 verglichen, die dem Oberreichsanwalt beim 
Reichsgericht die Möglichkeit einer Anfechtung rechts­
kräftiger Strafurteile, insbesondere der nicht einem 
Rechtsmittel unterliegenden Urteile der Sondergerichte, 
gab. Dabei wird übersehen, daß nicht die äußere Form 
dieser prozessualen Einrichtung, sondern ihr Inhalt den 
nazistischen Charakter ausmachte, der der Durch­
setzung der unmenschlichen Strafverschärfungsmaß­
nahmen der nazistischen Justiz diente. Die aus dem 
österreichischen Recht übernommene Nichtigkeits­
beschwerde hätte sich auch in der vom nazistischen 
Gesetzgeber abgewandelten Form als brauchbarer 
Prozeßbehelf verwenden lassen. Sie ist aber durch die 
Praxis der nazistischen Gerichte mißbraucht worden 
und hat deshalb nicht zur Rechtssicherheit, sondern im 
wesentlichen zur nazistischen Rechtsunsicherheit bei­
getragen.

Im übrigen erscheint es mir überflüssig, im einzelnen 
darzulegen, weshalb ein Mißbrauch des Kassations­
rechtes in der Hand des Generalstaatsanwalts und des 
Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Re­
publik nicht zu befürchten ist. Die Praxis von vier 
Jahren hat in überzeugender Weise dargelegt, daß die 
demokratischen Richter und Staatsanwälte unserer 
Republik die Gesetze nicht mißbrauchen, sondern im 
demokratischen Sinne anwenden. Es kann kein Zweifel 
darüber bestehen, daß ein Mißbrauch des Gesetzes in 
der Hand der von der Volkskammer gewählten und 
dieser unmittelbar verantwortlichen höchsten Richter 
und des Generalstaatsanwalts schlechterdings aus­
geschlossen ist. Es kann auch keine Rede davon sein, 
daß das Kassationsverfahren etwa eine den allge­
meinen Grundsätzen einer Prozeßordnung wider­
sprechende, willkürliche Rechtsinstitution sei. Wie be­
reits von anderer Seite ausführlich dargelegt worden 
ist**), gibt es ein Kassationsverfahren in den Prozeß­
ordnungen zahlreicher europäischer Bänder. Das 
deutsche Kassationsverfahren kommt seiner Gestaltung 
nach dem französischen Kassationsverfahren (cassation 
dans l’interet de la loi) und dem sowjetischen Kassa­
tionsverfahren am nächste».

Die Starrheit des bisherigen Rechtsmittelverfahrens, 
in besonderem Maße im Zivilprozeß (z. B. Abhängig­
keit des Rechtsmittels von der Höhe des Streitwertes), 
aber auch im Strafprozeß, hat die Forderungen nach 
einer prozessualen Überprüfungsmöglichkeit nicht ver­
stummen lassen, die zumindest in beschränktem Maße 
den veränderten Verhältnissen unserer Zeit Rechnung 
trägt.

Mit besonderer Berechtigung und mit besonderem 
Nachdruck ist diese Forderung nach dem Zusammen­
bruch der Naziherrschaft gestellt worden, weil es in 
dem damals geltenden Prozeßrecht keine Regelung gab, 
die den gewaltigen Veränderungen auf gesellschaft­
lichem und wirtschaftlichem Gebiet Rechnung trug. Mit 
dem Kassationsverfahren, das nunmehr vor dem 
Obersten Gericht der Deutschen Demokratischen Re­
publik durchgeführt wird, ist ein Mittel gefunden 
worden, das diesen Anforderungen gerecht wird.

**) Nathan „Die Obersten Rechtspflegeorgane der Deutscher, 
Demokratischen Republik“ (NJ 1949 S. 303).
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